
Ein verdientes
Landesdenkmal:
Luis Durnwalder
Der Südtiroler Landeshauptmann
stand 40 Jahre an den Machthebeln.

VON HANS WERNER SCHEIDL

Der heute 80-jährige Luis Durnwalder
zählte durch Jahrzehnte zum festen und
„immerwährenden“ Bestandteil tiroleri-
scher Politik. Vierzig Jahre in der Landes-
politik, davon 25 Jahre Landeshaupt-
mann von Südtirol! Das brachte nur noch
das verehrte „Landesdenkmal“ Eduard
Wallnöfer in Nordtirol zusammen. Der
studierte Agrar-Diplomingenieur (Bo-
denkultur in Wien) hat nun dem Histori-
ker Michael Gehler bereitwillig Auskunft
über seine turbulenten Jahre als Regie-
rungschef des abgetrennten südlichen
Landesteils von Tirol gegeben. Und er ge-
währte auch Einblick in Privates.

Genauso wie Eduard Wallnöfer auf
seinem Bauernhof hoch über Innsbruck
hielt es auch Durnwalder in seinem
Haus: Zwischen sechs und acht Uhr, vier
Tage pro Woche, konnte jeder Bürger un-
angemeldet bei ihm vorsprechen, „das
waren so zwischen dreißig und vierzig
Personen“. Oft standen die Petenten
schon ab halb vier Uhr früh Schlange.
Die politische Arbeit war für ihn eine
Droge – ein Umstand, dem wir immer
wieder bei Politikern erschreckt begeg-
nen. Daran scheiterte auch die erste Ehe.

Berührendes Gespräch mit Kreisky
Bei den schwierigen Südtirol-Verhand-
lungen zwischen Wien und Rom in den
Sechzigerjahren konnte Durnwalder
noch nicht dabei sein, da war er erst ÖH-
Vorsitzender. Aber er erzählt von einem
berührenden Zusammentreffen mit dem
schon schwerkranken Ex-Bundeskanzler
Bruno Kreisky, der seinerzeit – 1960 und
1961 – zwei UN-Resolutionen zugunsten
der Südtiroler erkämpft hat. Kreisky kurte
in Meran, und Durnwalder als neuge-
wählter Landeshauptmann machte ihm
seine Aufwartung. Er schilderte dem al-
ten Mann, wie positiv sich die Entwick-
lung in Südtirol gestalte. „Während unse-
res Gesprächs rollten ihm einige Male die
Tränen über seine Wangen.“

Auch für den Widerstandskampf der
Südtiroler gegen die faschistischen Un-
terwanderungsversuche Roms in den
Sechzigerjahren war Durnwalder noch
zu jung. Aber die Spätfolgen holten ihn
immer wieder als Landeschef ein. Es ging
in den Neunzigerjahren um das provo-
zierende faschistische „Siegesdenkmal“
Italiens auf dem Bozener „Siegesplatz“.
Zwar konnte es bis heute nicht entfernt
werden, aber erklärende Tafeln und die
Umbenennung in „Friedensplatz“ waren
möglich, ebenso eine Ausstellung in der
Krypta über die Gräueltaten der italieni-
schen Faschisten und deutschen Natio-
nalsozialisten. Das alles gegen wütende
Proteste der bis dato nicht verbotenen
Neofaschisten.

Die Behauptung der Machtposition
durch so viele Jahre war für Durnwalder
harte Arbeit, bisweilen auch gegen die
Tageszeitung „Dolomiten“, die quasi ein
Monopol der Meinungsbildung im Lande
besaß. Da wurden Umfragen im Auftrag
innerparteilicher Heckenschützen unter-
gebracht, die zeigen sollten, dass mit
Durnwalder keine Wahl mehr zu gewin-
nen sei. Woher kennen wir das nur?

Selbst seine Scheidung war promi-
nentes Thema der Medien, noch mehr
dann seine Liaison mit einer um 26 Jahre
jüngeren früh verwitweten deutschen
Ärztin, die er heiratete und mit der er
2008 eine Tochter bekam. Enge persönli-
che Beziehungen gingen in die Brüche,
dafür genießt Durnwalder jetzt umso
mehr die Freiheit, die er vierzig Jahre
lang vermissen musste. Ein Leben, das
nachzulesen voll überraschender Wen-
dungen und absurder politischer Winkel-
züge ist. Man tut es mit Gewinn.

Luis Durnwalder
„Erinnerungen (im
Gespräch mit Michael
Gehler)“
Michael-Wagner-Verlag
408 S., 34,95 €, Großformat

Krieg führen allein ist zu wenig
Supermacht. Ein umfangreiches Werk zur „Grand Strategy“ der USA zeigt: Amerika hätte
außenpolitisch weit mehr zu bieten als das orientierungslose Irak- und Afghanistan-Debakel.

D as Ende des Afghanistan-Einsatzes
der USA führte zu einer Welle des
Unverständnisses über diese nach

Tony Blairs Ansicht „schwachsinnige“ Um-
setzung von Politik. Nur wenige konnten
sich zuvor vorstellen, dass die Evakuierung
so schlecht umgesetzt werden könnte. Die
Fehler sind die Kulmination einer Reihe von
Mängeln des amerikanischen Engagements
im Irak und in Afghanistan, die vier aufei-
nanderfolgenden Regierungen anzulasten
sind. Sie sprachen bis zuletzt davon, die Be-
drohung durch den Terrorismus zu min-
dern, einen tragfähigen Friedens- und Ver-
söhnungsprozess zu unterstützen und die
regionale Stabilität zu verbessern. Das ge-
lang ganz augenscheinlich nicht. Kritiker
bemängeln das Fehlen langfristigen Den-
kens, einer „Grand Strategy“.

Eine Strategie ist eine übliche Praxis,
Mittel für die Erreichung bestimmter Ziele
einzusetzen. Doch was ist eine „Grand Stra-
tegy?“ Was soll mit ihr erreicht werden? Geht
sie über die Frage von Krieg und Frieden hi-
naus? In den vergangenen Jahren haben sich
viele Köpfe um eine brauchbare Definition
bemüht, noch fehlt ein adäquater deutscher
Begriff dafür. Nach Yale-Professor Paul Ken-
nedy ist damit die Fähigkeit einer Staatsfüh-
rung gemeint, alle militärischen und nicht
militärischen Elemente zusammenzubrin-
gen, um die langfristigen Interessen einer
Nation optimal zu wahren und zu fördern.
Man macht A,B und C, um die Ziele X, Y, Z
zu erreichen. Es ist eine „intellektuelle Archi-
tektur, die der Außenpolitik eines Staats
Struktur verleiht“, ergänzt sein Kollege Hal
Brands. Sie sei nötig, um sich in einer kom-
plexen und gefährlichen Welt zurechtzufin-
den. Ist die Politik zu chaotisch geworden für
solche kohärenten Vorausplanungen, fragt
man sich mit Blick auf Afghanistan?

Die Debatte begann mit Pearl Harbor
Während des Zweiten Weltkriegs nahm die
Verwendung des Begriffs explosionsartig zu.
Die Überlegungen betrafen nicht nur die
Kriegsführung, sondern auch den Nach-
kriegsfrieden. Es war genau die Mitte des
„amerikanischen Jahrhunderts“. Die USA
strebten eine Strategie für eine dauerhafte
globale Machtstellung an.

Ihre Notwendigkeit war klar: Es war die
anhaltende Bedrohung durch einen totalen
Krieg im Nuklearzeitalter. Die Möglichkeit
der Staaten, weit über ihre Grenzen hinaus
gewaltige Zerstörungsmacht auszuüben, be-
deutete, dass Bedrohungen erkannt werden
mussten, lang bevor sie unmittelbar vor der
Haustür standen. Seit dem Überfall auf Pearl
Harbor 1941 gibt es die Debatte in den USA,
wie sie mit militärischen, diplomatischen
und wirtschaftlichen Mitteln die Welt in ih-

rem Sinn gestalten könnten. Der Präsident
muss dem Kongress regelmäßig seine „Na-
tionale Sicherheitsstrategie“ präsentieren.

Der Umfang der Arbeiten zu dem The-
ma reicht über Jahrtausende, von Herodot
und Thukydides bis zu George Kennan und
Henry Kissinger. Es geht immer um Staats-
kunst, um Schlachtfeld und Verhandlungs-
tisch, also um Krieg und Diplomatie, auch
um Abschreckung und ökonomische Macht-
mittel, also weit mehr als nur Militärge-
schichte. Ein neuer umfangreicher Band mit
22 Beiträgen, verfasst von einer jüngeren
Generation amerikanischer Politikwissen-
schaftler, zieht unter dem Titel „Rethinking
American Grand Strategy“ die USA als natio-

nalstaatliche Fallstudie heran. Es wurde ein
gewichtiger Beitrag zur amerikanischen Au-
ßenpolitik von den Verfassungsvätern bis zu
den beiden Weltkriegen und in die Gegen-
wart. Woodrow Wilson und Franklin D. Roo-
sevelt hatten Ideen für die jeweiligen Nach-
kriegsordnungen, nur einer war erfolgreich.
Wilson zimmerte sich eine Welt zurecht, die
mit der Realität wenig zu tun hatte.

Natürlich war der 11. September 2001
ein Schlüsseldatum der neueren amerikani-
schen Geschichte. Die Regierung von
George Bush ergriff die Gelegenheit, sich mit
dem Irak des Diktators Saddam Hussein
auseinanderzusetzen und das Thema ein für
alle Mal zu erledigen. Doch trotz Bushs Ent-
schlossenheit zum Kräftemessen gab es kei-
ne Eile zum Krieg, zwischen dem 11. Sep-
tember und der Irak-Invasion vergingen 18
(!) Monate. Unzählige Stunden verbrachten
Sicherheitsfachleute mit der Analyse der re-
gionalen und internationalen Situation.

Heute weiß man mehr darüber, wie we-
nig strategisch die USA vorgingen. Die hoch-
gesteckten Ziele standen in keinem Verhält-
nis zu den realistischen Mitteln. Die Pläne
der Militärs konzentrierten sich ausschließ-
lich auf einen raschen Sieg über die iraki-
sche Armee. Dann gab es noch viele Plattitü-
den wie die Verbesserung der Lebensquali-
tät für das irakische Volk, die internationale
Beteiligung an Wiederaufbau und Demokra-
tisierung als „Modell für die Region“. Am
Vorabend des Kriegs hatten die Verantwort-
lichen kaum eine Vorstellung davon, wie sie
die Pläne umsetzen wollten.

Wie zwei der Autorinnen des Bandes,
Elizabeth H. Bradley und Lauren A. Taylor,
erklären, kann eine Grand Strategy weit über
die Kriegsführung hinausgehen. Parallel zu
den Irak-Planungen erörterten George Bush
und seine Berater Möglichkeiten zur Bewäl-
tigung der Aids-Krise in Afrika. Das Ergebnis
war ein ehrgeiziger, aber realistischer Plan
(„Emergency Plan for Aids Relief“) zur Be-
kämpfung der Epidemie. Solche humanitä-
ren Anliegen wie etwa die Gesundheitsfür-
sorge werden normalerweise nicht in die
Analyse von globalen Strategien einbezogen,
dabei könnten sie durchaus im Interesse der
USA liegen: Durch die Förderung der inter-
nationalen Stabilität und Verringerung des
Antiamerikanismus.

„Grand Strategy“ bedeutet nach diesem
Ansatz also: Wofür ist unsere Macht da, was
kann man mit ihr erreichen? Es geht nicht
darum, Kriege zu gewinnen oder bestimmte
außenpolitische Ziele zu erreichen. Die
Staaten müssen auch Gefahren erkennen,
die eher unkonventionellen Quellen ent-
springen, Krankheiten, Migration, den Zu-
gang zu Nahrungsmitteln und Rohstoffen,
Rassenkonflikte – sie können alle Frieden
und Sicherheit bedrohen, auch wenn sie als
„weiche“ gesellschaftliche Bereiche gelten.

Kritik an Henry Kissingers Ideen
Die Autoren beklagen, dass keiner der letz-
ten drei Präsidenten über eine solche „Grand
Strategy“ verfügte. Man weiß nicht recht, was
ihre großen internationalen Ziele waren. Von
Bush war schon die Rede, auch Barack Oba-
mas Politik wirkte zaudernd und unent-
schlossen, Donald Trumps Politik der Deals
zwischen harten Männern wiederum war in
ihrer Impulsivität wenig strategisch. Auch bei
Joe Biden bestehen inzwischen Zweifel.

Strategisches Denken in anderen Berei-
chen als der militärischen Sicherheit könnte
auf lange Zeit sogar wichtiger sein. Beverly
Gage kritisiert Henry Kissingers Bücher „Di-
plomacy“ und „World Order“. Kultur und
Zusammenarbeit, wirtschaftliche Entwick-
lungen, Geschlecht, Rasse, Sexualität, öf-
fentliche Gesundheit, soziale Bewegungen
und NGOs kommen bei Kissinger nur im
Hintergrund vor. Die vernachlässigten The-
men gehörten ebenfalls zur umfassenden
Vision der Sicherheit des 21. Jahrhunderts,
die auch Kissingers Ideengebäude anstrebe.
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Den Krieg zu gewinnen ist leichter, als den Frieden zu stabilisieren. Amerikanische Soldaten vor der Invasion in den Irak 2003. [ Barry Iverson/Getty Images ]
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